
M anche politischen Vorschlä-
ge kommen immer wieder.
Das gilt auch für die Idee

einer Bodenwertzuwachssteuer. Vor
allem in den Reihen der Sozialdemo-
kraten hat sie viele Anhänger. Zum
ersten Mal ins Spiel brachte sie Hans-
Jochen Vogel Anfang der siebziger
Jahre als Oberbürgermeister in Mün-
chen. Kürzlich hob SPD-Parteichef
Norbert Walter-Borjans die Steuer
wieder auf die politische Agenda.

Und nun, kaum ist der Mietendeckel
durch, reiht sich Berlins Regierender
Bürgermeister Michael Müller in den
Kreis der Befürworter ein. Doch so
gut die Idee bei den Wählern ankom-
men mag, die Wohnungspolitik bringt
sie nicht weiter. Zum einen, weil es
völlig unterschiedliche Vorstellungen
gibt. Während Vogel den Wertzu-
wachs besteuern wollte, der entsteht,
wenn durch Planungsrecht aus einem
Acker Bauland wird, will Müller beim
Verkauf von bebauten und unbebau-
ten Grundstücken ansetzen und drei
Viertel des Wertzuwachses des Bo-
dens in die Staatskasse lenken. Doch
ob durch einen solchen Eingriff die
Grundstückspreise tatsächlich wieder
sinken, darf bezweifelt werden. Bo-
den ist und bleibt ein knappes und da-
mit teures Gut. Auch der bürokrati-
sche Aufwand wäre immens. Zudem
lenkt die Diskussion von der Frage ab,
was die Städte tun könnten, damit die
schon geplanten Neubauten schneller
realisiert werden. Vor allem in Berlin
gibt es da noch viel Luft nach oben.

Wo sehen Sie die wichtigsten Gründe für
den starken Anstieg der Baukosten in
den vergangenen Jahren?
Die reinen Baukosten sind ja nicht so
stark gestiegen. Das bestätigt auch das Sta-
tistische Bundesamt und geht von 2 bis 4
Prozent im Jahr aus. Deutlich teurer sind
die Zulagen für Generalunternehmer.
Wer bauen lässt, muss heute mit fast dop-
pelt so hohen Quoten rechnen wie noch
vor fünf bis sechs Jahren. Wir reden mitt-
lerweile von 18 bis 20 Prozent Generalun-
ternehmer-Zulage. Das zeigt sich auch an
den Gewinnmargen der Generalunterneh-
mer, die entsprechend stark gestiegen
sind. Das alles sind aber Kleinigkeiten im
Vergleich zu den Baulandpreisen. Hier ha-
ben wir eine extreme Preisexplosion zu
verzeichnen – das ist der Haupttreiber bei
den Baukosten. Heute betragen allein die
Grundstückskosten 30, 40, manchmal so-
gar 50 Prozent des Verkaufspreises einer
Neubauwohnung. Im Vergleich dazu sind
alle anderen Kostensteigerungen einstel-
lig.

Macht sich das eher bei Sanierungen
oder im Neubau bemerkbar?
Primär betrifft das den Neubau. Die Sa-
nierungskosten halten sich in Grenzen –
sie gehen zurück auf die immer höheren
Energieauflagen und den Schallschutz,
wobei Letzteres Neubau und Sanierung
betrifft. Ein Beispiel: In den Niederlan-
den müssen Geschossdecken 20 Zentime-
ter Dicke aufweisen, in Deutschland lie-
gen wir inzwischen bei rund 50 Zentime-

ter, weil für die Dämmfunktion die De-
cke als solche nicht berücksichtigt wer-
den darf. Bei einem Sechsgeschosser
sind das dann locker fast zwei Meter
mehr, die höher gebaut werden müssen.
Ein anderer Punkt sind die Auflagen für
Stellplätze. Vielerorts müssen wir heute
überdachte Stellplätze für Fahrräder und
Kinderwagen einplanen. Daran an sich
ist nichts einzuwenden. Aber wir müssen
das zusätzlich zu den Auto-Stellflächen
machen, nicht an deren statt. Das heißt:
Pro Gebäude verbauen wir immer mehr
Gemeinschaftsflächen, das treibt die
Preise für die einzelnen Wohnungen
nochmals. Dabei ist das Ganze doch ab-
surd: Wir wollen die Autos aus den Innen-
städten verbannen – da gleichzeitig Stell-
plätze für Autos im Neubau zu fordern,
erschließt sich mir nicht.

Wo sehen Sie am ehesten die Chance, die
Baukosten zu senken oder zumindest
den Anstieg zu bremsen?
Wir müssen den Luxus aufgeben, dass wir
in den Großstädten nur drei- und vierge-
schossig bauen. Klar, Wolkenkratzer sind
aufgrund der technischen Auflagen, etwa
Winddruck, teuer, aber Wohnhäuser mit
sechs, acht oder zehn Geschossen zu bau-
en reduziert die relativen Baukosten. Mit
jedem weiteren Geschoss, das man baut,
sinken die Baukosten im zweistelligen
Prozentbereich. Gleichzeitig hätten wir
auch eine höhere Auslastung der Grund-
stücksflächen. Das alles kann aber nicht
ablenken von der bereits erwähnten Tatsa-

che: Wer allen Ernstes an die Substanz
der gestiegenen Baukosten heran will,
muss das Angebot an Bauland erhöhen.
Dabei ist es gleich, ob Bauland zum Kauf
oder etwa in Erbpacht zur Verfügung ge-
stellt wird – Hauptsache, Bauland wird
ausgewiesen.

Ist es angesichts des langjährigen Auf-
schwungs am Wohnungsmarkt über-
haupt realistisch, an eine Dämpfung der
Baukosten zu denken?
Erlauben Sie die Gegenprobe: Wer sitzt
denn auf den Grundstücken? Es sind die
Städte, die Länder und die Gemeinden.
Sie haben es in der Hand, Grün- und
Brachflächen als Bauland auszuweisen,
B-Plan-Verfahren ins Leben zu rufen und
die Flächen mit etwas politischem Wohl-
wollen auch ohne Verzögerungen zur nö-
tigen Baureife zu bringen. So könnten
die Preise für den Wohnungsbau merk-
lich reduziert werden. Allein eine Stadt
wie Berlin hat Flächenreserven für rund
zwei Millionen Wohnungen. Das Pro-
blem ist, dass die Länder und Kommu-
nen zunehmend selbst denken und agie-
ren wie Konzerne. Jedes Jahr müssen sie
ihre Grundstücke, ihre „Assets“, neu be-
werten. Und jedes Jahr freuen sich die
Gemeinden über die steigenden Wertzu-
wächse, die ihnen ihre Grundstücke ein-
bringen. Mit so einer Einstellung werden
die Baukosten in den kommenden Jahren
kaum zu senken sein.

Die Fragen stellteMichael Psotta.

Steuerträume
Von Julia Löhr
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Über die Zahl der Wohnungen hatten Poli-
tiker und Investoren jahrelang gestritten
– sozialer Wohnungsbau ist nicht das
Hauptinteresse der kommerziellen Ent-
wicklungsgesellschaft „Distrito Castella-
na Norte“. An dem Konsortium ist die
zweitgrößte spanische Bank BBVA mit
75,5 Prozent beteiligt. Von den ursprüng-
lich 24,5 Prozent, die das Bauunterneh-
men San José hielt, hat Merlin im vergan-
genen Jahr 14 Prozent erworben – und
hätte angeblich gerne noch mehr. Die öf-
fentlich-rechtliche Verwaltung des Schie-
nennetzes und der Bahnhöfe in Spanien
(Adif) stellt das Bauland bereit. Dafür er-
hält Adif rund 1 Milliarde Euro, die in die
Modernisierung des Chamartín-Bahn-
hofs fließen werden.

Optimistischerweise erwartet man den
Baubeginn noch in diesem Jahr. Über
rund 3000 Einsprüche wurde zuvor ent-
schieden. Jetzt geht es noch um den Ver-
lauf einer Schnellstraße. Die Regionalre-
gierung hofft, dass im März das Genehmi-
gungsverfahren abgeschlossen ist. Dann
können die Abgeordneten das Vorhaben
endgültig billigen, das den Madrider Ar-
beitsmarkt beleben wird. Von bis zu
120 000 Arbeitsplätzen ist bei den Bauar-
beiten die Rede. Noch einmal so viele
könnten entstehen, wenn das neue Ge-
schäfts- und Finanzviertel fertig ist, das
Madrid nach Ansicht des Merlin-Vor-
standsvorsitzenden Ismael Clemente drin-
gend braucht, um mit Paris und London
mithalten zu können.

Der neue Madrider Norden: Die höchsten Gebäude Spaniens (links im Bild) erhalten Zuwachs. Simulation Distrito Castellana Norte

GrünerAufbruch imMadriderNorden

Architektenhonorare in der
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Jahrzehntelang wurde
geplant und gestritten:
Jetzt soll in Spaniens
Hauptstadt bald eines
der teuersten und
größten Bauprojekte
Europas beginnen.

Von Hans-Christian
Rößler, Madrid

„Bauland ist Haupttreiber der Baukosten“
Über den teuren Wohnungsbau, unnötige Stellplätze und zu hohe Flächenreserven

NR. 50 · SEITE I 1

FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG FREITAG, 28. FEBRUAR 2020

Immobilien

© Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Frankfurt. Alle Rechte vorbehalten. Zur Verfügung gestellt vom


